
ENTSCHEIDENDE 
INFORMATIONEN
aus wichtigen Rechtsgebieten Ausgabe IV/2019

Inhaltsverzeichnis

1. Neuregelungen für Paketboten und Pfl egekräfte
2.  III. Bürokratieentlastungsgesetz verabschiedet
3. Mindestvergütung bei Auszubildenden
4. Mängelbehebung vor Ort bei sperriger Ware
5. Das Setzen von Cookies erfordert aktive Einwilligung
6. Abschluss eines Kaufvertrags auf einer Messe
7. Widerruf von Kreditverträgen aufgrund mangelnder Widerrufs-

belehrung
8. Hausratversicherung – Unmittelbarkeit zwischen Naturgewalt 

und Schadenseintritt
9. Makler verliert Vergütungsanspruch bei Falschberatung
10. Kündigung einer Versicherung auch ohne Bestätigung
11.  „Griff in die Kasse“ – Haftung eines GmbH-Geschäftsführers
12. Sachgrundlose Befristung – ein Tag Überschreitung des 

Zwei-Jahreszeitraums
13.  Nachträgliche Zulassung einer Kündigungsschutzklage
14. Befristung einer Arbeitszeiterhöhung
15. Arbeitnehmer-Entsendegesetz – Bauherrenhaftung

1. Neuregelungen für Paketboten 
und Pfl egekräfte

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 8.11.2019 neben anderen 
Gesetzen und Gesetzesänderungen auch dem Paketboten-Schutzge-
setz und dem Gesetz für bessere Pfl egelöhne zugestimmt.

 » Paketboten-Schutzgesetz: Das Gesetz führt in der Versandbran-
che die sog. Nachunternehmerhaftung ein. Wer einen Auftrag 
annimmt und an einen Nachunternehmer weiter vergibt, haftet 
für die Sozialversicherungsbeiträge, die sein Subunternehmer 
abführen muss, wie ein Bürge gesamtschuldnerisch (Nachunter-
nehmerhaftung).

 Speditionsunternehmen werden von der Nachunternehmer-
haftung befreit, da bei ihnen die fi nanzielle Leistungsfähigkeit 
aufgrund anderer Bestimmungen gewährleistet ist.

 Für die Generalunternehmer besteht die Möglichkeit sich von 
der Haftung befreien zu lassen, indem sie von den Nachunter-
nehmern eine Unbedenklichkeitsbescheinigung fordern. Diese 

werden von Krankenkassen und Berufsgenossenschaften ausge-
stellt und bescheinigen, dass der Nachunternehmer die Sozial-
beiträge bis dahin ordnungsgemäß abgeführt hat.

 Gezielt in den Anwendungsbereich der Haftung aufgenommen 
wurde die stationäre Bearbeitung von Paketen (Sortieren von 
Paketen für den weiteren Versand in Verteilzentren). Diese er-
folgt regelmäßig durch Beschäftigte von Subunternehmen.

 » Gesetz für bessere Pfl egelöhne: Das Gesetz öffnet zwei Wege, 
um zu höheren Pfl egelöhnen zu kommen. Die Tarifpartner schlie-
ßen einen fl ächendeckenden Tarifvertrag ab, den das Bundesar-
beitsministerium auf der Grundlage des Arbeitnehmer-Entsen-
degesetzes auf alle Arbeitgeber und Arbeitnehmer in der Pfl ege 
erstreckt. Damit würden die ausgehandelten Tarifl öhne für die 
ganze Branche gelten. Zur Wahrung des kirchlichen Selbstbe-
stimmungsrechts müssen vor Abschluss des Tarifvertrags die 
kirchlichen Pfl egelohn-Kommissionen angehört werden. Als 
zweite Möglichkeit sieht das Gesetz vor, über höhere Lohnun-
tergrenzen die Bezahlung in der Pfl ege insgesamt anzuheben. 
Der allgemeine Pfl egemindestlohn gilt noch bis zum 30.4.2020. 
Er beträgt derzeit 11,05 €/Std. in Westdeutschland und 10,55 €/
Std. in Ostdeutschland.

2. III. Bürokratieentlastungsgesetz 
verabschiedet

Das III. Bürokratieentlastungsgesetz soll die Wirtschaft, die Bür-
ger und die Verwaltung von Bürokratie entlasten. Der Bundesrat 
stimmte in seiner Sitzung am 8.11.2019 dem Gesetzespaket zu. Es 
enthält folgende Schwerpunkte:

 » Elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung: Die Kran-
kenkassen informieren künftig den Arbeitgeber auf Abruf elek-
tronisch über Beginn und Dauer der Arbeitsunfähigkeit seines 
gesetzlich versicherten Arbeitnehmers.

 » Erleichterungen bei der Archivierung elektronisch gespeicher-
ter Steuerunterlagen: Es entfällt für Unternehmen die Pfl icht, 
bei einem Wechsel der Steuersoftware die alten DV-Programme 
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zehn Jahre lang in Betrieb zu halten. Künftig können diese fünf 
Jahre nach dem Wechsel abgeschafft werden, sofern ein Daten-
träger mit den gespeicherten Steuerunterlagen vorhanden ist.

 » Option eines digitalen Meldescheins im Beherbergungsge-
werbe: Hotels und Pensionen müssen ihre Gäste Meldescheine 
aus Papier ausfüllen und unterschreiben lassen. Das soll künftig 
auch digital möglich sein – zum Beispiel in Verbindung mit dem 
elektronischen Personalausweis.

Neben diesen Regelungen enthält das Gesetz noch weitere – steu-
erliche Änderungen – wie z. B. bei der Gesundheitsförderung durch 
den Arbeitgeber, bei der Gruppenunfallversicherung, den kurzfristig 
Beschäftigten, der Umsatzsteuerregelung für Kleinunternehmer usw. 

3. Mindestvergütung bei Auszubildenden

Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Stärkung 
der berufl ichen Bildung verfolgt die Bundesregierung u. a. das Ziel, 
die duale berufl iche Bildung in Deutschland zu modernisieren und zu 
stärken. Der Gesetzentwurf sieht verschiedene Maßnahmen vor, um 
diese Ziele zu erreichen. Im Entwurf ist auch eine Mindestvergütung 
für Auszubildende enthalten. 

Ab 1.1.2020 soll eine Mindestvergütung für Auszubildende gelten, 
die außerhalb der Tarifbindung liegen. 2020 beträgt die Vergütung 
im ersten Ausbildungsjahr 515 €/Monat. 2021 erhöht sie sich auf 
550 €, 2022 auf 585 € und 2023 auf 620 €. 

Im weiteren Verlauf der Ausbildung steigt die Mindestvergütung: um 
18 % im zweiten Jahr, um 35 % im dritten und um 40 % im vierten 
Ausbildungsjahr.

Anmerkung: Bei Ausarbeitung dieses Informationsschreibens war 
das Gesetz noch nicht verabschiedet. Änderungen sind daher noch 
möglich. 

4. Mängelbehebung vor Ort 
bei sperriger Ware

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hatte zu entscheiden, ob ein 
Verbraucher bei einer sperrigen, jedoch mit Mängeln gelieferten 
Ware die Schadensbehebung vor Ort verlangen kann. 

Folgender Sachverhalt lag ihm zur Entscheidung vor: Ein Verbrau-
cher kaufte telefonisch ein 5 x 6 m großes Zelt. Nach der Lieferung 
des Zelts am Wohnsitz des Käufers stellte dieser fest, dass das Zelt 
mangelhaft war, und verlangte daraufhin vom Verkäufer, an seinem 
Wohnsitz den vertragsgemäßen Zustand des Verbrauchsguts herzu-
stellen. Er schickte das Zelt nicht zurück und bot auch nicht an, dies 
zu tun. Der Verkäufer wies die das Zelt betreffenden Mängelrügen als 
unbegründet zurück. Gleichzeitig wies er den Käufer weder darauf 
hin, dass ein Transport des Zelts an den Geschäftssitz erforderlich ist, 
noch bot er an, für die Transportkosten einen Vorschuss zu leisten.

Die EuGH-Richter kamen zu der Entscheidung, dass der Verkäufer 
zur Mangelbehebung zum Verbraucher fahren muss, wenn es sich 
bei dem Artikel um sperrige Ware handelt. Maßvolle Unannehmlich-
keiten sind jedoch für den Käufer zumutbar. Ist das der Fall, hat er 
dafür Sorge zu tragen, dass der Verkäufer die Ware für den Nachbes-
serungsversuch erhält. Zusätzliche Kosten dürften dem Käufer aber 
auch dann nicht entstehen, sondern sind vom Verkäufer zu tragen. 

Einen Anspruch auf einen Vorschuss für die Transportkosten hat der 
Käufer nicht. Ab einem gewissen Grad allerdings darf die grundsätz-

lich unterlegene Stellung des Verbrauchers bei der Überprüfung von 
Mängeln zu Lasten des Verkäufers gehen. 

5. Das Setzen von Cookies erfordert 
aktive Einwilligung

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat am 1.10.2019 entschieden, 
dass für das Setzen von Cookies die aktive Einwilligung des Internet-
nutzers erforderlich ist. Ein voreingestelltes Ankreuzkästchen genügt 
daher nicht.

In dem entschiedenen Fall verwendete die deutsche Planet49 GmbH 
bei Online-Gewinnspielen zu Werbezwecken ein Ankreuzkästchen 
mit einem voreingestellten Häkchen, mit dem Internetnutzer, die 
an einem solchen Gewinnspiel teilnehmen möchten, ihre Einwilli-
gung in das Speichern von Cookies erklären. Die Cookies dienten zur 
Sammlung von Informationen zu Werbezwecken für Produkte der 
Partner der Planet49 GmbH.

Der EuGH stellte in seiner Begründung klar, dass die Einwilligung für 
den konkreten Fall erteilt werden muss. Die Betätigung der Schalt-
fl äche für die Teilnahme am Gewinnspiel stellt noch keine wirksame 
Einwilligung des Nutzers in die Speicherung von Cookies dar.

Weiterhin stellte der EuGH klar, dass der Diensteanbieter gegenüber 
dem Nutzer hinsichtlich der Cookies u. a. Angaben zur Funktions-
dauer und zur Zugriffsmöglichkeit Dritter machen muss.

6. Abschluss eines Kaufvertrags 
auf einer Messe

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch steht einem Verbraucher bei 
außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen und bei 
Fernabsatzverträgen ein Widerrufsrecht von 14 Tagen zu. Der Bun-
desgerichtshof (BGH) hatte  am 10.4.2019 die Frage zu klären, wie es 
sich bei Kaufverträgen verhält, die auf einer Messe zustande gekom-
men sind. Folgender Sachverhalt lag den Richtern zur Entscheidung 
vor: Ein Unternehmen, welches Küchen vertreibt, hatte auf einer 
Messe einen Stand. Dort wurde ein schriftlicher Kaufvertrag über 
eine Einbauküche geschlossen. Noch am gleichen Tag widerrief der 
Käufer diesen Vertrag.

Sofern es sich um eine klassische Verkaufsmesse mit offensicht-
lichem Verkaufscharakter handelt, kann das Verkaufsangebot eines 
Unternehmers für den Käufer nicht überraschend sein. So lag der Fall 
hier. Von einer Überrumpelung konnte nicht gesprochen werden. Ein 
normal informierter, angemessen aufmerksamer und verständiger 
Verbraucher konnte vernünftigerweise damit rechnen, dass der be-
treffende Unternehmer an dem Messestand eine Verkaufstätigkeit 
ausübt und ihn möglicherweise zu kommerziellen Zwecken anspre-
chen wird, um einen Vertrag zu schließen.

Der Messestand des Küchenverkäufers vermittelte auch nach außen 
nicht das Erscheinungsbild eines reinen Informations- oder Werbe-
stands, somit besteht für solche Käufer kein Widerrufsrecht.

7. Widerruf von Kreditverträgen aufgrund 
mangelnder Widerrufsbelehrung

Eine Entscheidung des Bundesgerichtshofs (BGH) vom 4.6.2019 bie-
tet Verbrauchern die Möglichkeit, hochverzinste Immobiliendarlehen 
zu widerrufen. Der BGH hatte die Widerrufsbelehrung in einem Kre-
ditvertrag einer Bank für fehlerhaft erklärt.



Aufgrund dieses Beschlusses haben Kreditnehmer die Möglichkeit, 
Kreditverträge noch Jahre nach Abschluss rückabzuwickeln, ohne 
dass eine Vorfälligkeitsentschädigung fällig wird. Betroffen sind 
Darlehensverträge zahlreicher Banken, die zwischen dem 11.6.2010 
und dem 20.3.2016 geschlossen wurden.

Der BGH hatte eine Passage in der Widerrufsinformation des Kre-
ditvertrags moniert. Darin heißt es, dass die Widerrufsfrist des Dar-
lehensvertrags erst dann beginne, wenn der Kreditnehmer „seine 
Pfl ichten aus Paragraph 312g Absatz 1 Satz 1 BGB (…) erfüllt habe.“ 
Dieser Passus bezieht sich aber allein auf Geschäfte, die im elektro-
nischen Geschäftsverkehr geschlossen werden.

Elektronischer Geschäftsverkehr bezeichnet einen ausschließlich 
online geschlossenen Vertrag. Immobilienkreditverträge werden in 
der Regel jedoch per eigenhändiger Unterschrift geschlossen. Diese 
Unterschrift schließt einen Vertrag im Sinne des elektronischen Ge-
schäftsverkehrs aus. Somit ist die Widerrufsbelehrung des Vertrags 
fehlerhaft und dieser kann rückabgewickelt werden.

 

8.  Hausratversicherung – Unmittelbarkeit zwi-
schen Naturgewalt und Schadenseintritt

Die in der Hausratsversicherung geforderte Unmittelbarkeit zwi-
schen einer Naturgewalt und dem Schadenseintritt ist nicht gege-
ben, wenn es durch Wassereintritt zu Schimmelbildung kommt, der 
wiederum eingelagerte Gegenstände beschädigt.

In einem vom Oberlandesgericht Dresden (OLG) entschiedenen Fall 
meldete ein Hausbesitzer seiner Hausratversicherung, dass es im 
Keller zwischen Mai und Herbst einen Überschwemmungsschaden 
gegeben hatte. Nach Wasseransammlungen auf dem Grundstück 
gelangte Wasser über einen Riss in der Hausaußenhaut in den Kel-
ler. Dadurch kam es zu einer erhöhten Feuchtigkeit im Keller. Es 
bildete sich Schimmel, was zu einer Beschädigung von im Keller 
aufbewahrten Gegenständen führte. Die Versicherung lehnte die 
Schadensregelung ab, da es an der Unmittelbarkeit der Naturgewalt 
und dem Eintritt des Schadens fehlte. Die OLG-Richter entschieden 
zugunsten der Versicherung.

9. Makler verliert Vergütungsanspruch 
bei Falschberatung

Informiert ein Makler einen Kaufi nteressenten über Tatsachen, die 
für die Kaufentscheidung wesentlich sind, infolge einer unzurei-
chenden Organisation der Abläufe in seinem Büro leichtfertig falsch, 
kann er seinen Anspruch auf Vergütung verlieren.

In einem vom Oberlandesgericht Rheinland-Pfalz am 2.5.2019 ent-
schiedenen Fall legte ein Kaufi nteressent gegenüber dem Makler 
deutlich dar, dass er Wert darauf legt, in der Wohnungseigentümer-
versammlung nach Abstimmungsmodus und Zahl der Miteigentü-
mer nicht überstimmt werden zu können.

Der Makler hatte jedoch ins Blaue hinein behauptet, dass es nur 
einen weiteren Eigentümer gab und die Abstimmung nach Kopftei-
len erfolgt. Ferner versicherte der Makler wahrheitswidrig, dass noch 
keine Teilungserklärung vorlag. Tatsächlich lag zum Zeitpunkt dieser 
Aussage die Teilungserklärung aber bereits dem Sohn des Maklers, 
mit dem dieser zusammenarbeitet, vor. 

Daraus ergab sich auch, dass – abweichend von den Angaben des 
Maklers – in der Wohnungseigentümerversammlung nach Eigen-
tumsanteilen abgestimmt wird. Ferner verfügte der Sohn auch über 
die Information, dass es zwei Miteigentümer gab.  Der Makler hatte 

sich durch die o. g. Falschinformationen grob fehlerhaft verhalten 
und daher seinen Maklerlohn verwirkt.

10. Kündigung einer Versicherung 
auch ohne Bestätigung

Das Oberlandesgericht Braunschweig (OLG) kam in seinem Hinweis-
beschluss vom 2.9.2019 zu der Entscheidung, dass ein Versiche-
rungsvertrag auch beendet ist, wenn die Versicherungsgesellschaft 
die Kündigung des Versicherungsnehmers nicht bestätigt hat.

Diesem Beschluss lag folgender Sachverhalt zugrunde: Die Versiche-
rungsnehmerin hatte bei einer Versicherung eine Kfz-Haftpfl icht- 
und Vollkaskoversicherung abgeschlossen. Weil ihr Fahrzeug im 
März 2016 bei einem Verkehrsunfall beschädigt worden war, wollte 
sie von der Versicherung Ersatz, obwohl sie selbst den Versiche-
rungsvertrag anderthalb Jahre zuvor gekündigt hatte. 

Das OLG wies darauf hin, dass die Versicherungsgesellschaft die 
Zahlung zu Recht abgelehnt hatte. Der Versicherungsvertrag war 
aufgrund der Kündigung der Klägerin wirksam beendet worden. 
Die Versicherungsgesellschaft hatte weder gegenüber der Versiche-
rungsnehmerin bestätigen müssen, dass sie die Kündigung erhalten 
hatte, noch dass sie diese als wirksam anerkannte. Wenn die Versi-
cherungsnehmerin Zweifel hieran gehabt hätte, hätte sie selbst bei 
der Versicherung nachfragen müssen.

11. „Griff in die Kasse“ – Haftung 
eines GmbH-Geschäftsführers

Die Verpfl ichtung des Geschäftsführers einer GmbH dafür zu sorgen, 
dass sich die Gesellschaft rechtmäßig verhält und ihren gesetzlichen 
Verpfl ichtungen nachkommt, besteht grundsätzlich nur gegenüber 
der Gesellschaft, nicht hingegen im Verhältnis zu außenstehenden 
Dritten.

In einem dem Bundesgerichtshof am 7.5.2019 zur Entscheidung vor-
gelegten Fall betrieb eine GmbH eine Mühle. Landwirte belieferten 
diese mit Getreide. Die aus den Verkäufen erzielten Erlöse fl ossen auf 
ein Konto der GmbH. Die Landwirte bezogen ihrerseits von der GmbH 
Saatgut, Dünger und Ähnliches. 

Es bestand eine Kontokorrentabrede, nach der die Auszahlung des 
Differenzguthabens von der GmbH an die Landwirte im Februar des 
Folgejahres erfolgen sollte. Eine solche Zahlung wurde jedoch nicht 
ausgeführt; es wurde ein Insolvenzantrag gestellt, der in der Folge-
zeit mangels Masse abgewiesen wurde. 

Grund für die Zahlungsunfähigkeit der GmbH war, dass der Ge-
schäftsführer mehrere hunderttausend Euro aus dem Vermögen der 
GmbH entnommen und für betriebsfremde Zwecke verwendet hatte. 
Den Landwirten stand nach Auffassung des BGH hier kein direkter 
Schadensanspruch gegenüber dem GmbH-Geschäftsführer zu.

12. Sachgrundlose Befristung – ein Tag Über-
schreitung des Zwei-Jahreszeitraums

Nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz ist die kalendermäßige 
Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen 
Grundes nur bis zur Dauer von zwei Jahren zulässig. 

In einem vom Landesarbeitsgericht Düsseldorf (LAG) am 9.4.2019 
entschiedenen Fall begann das Arbeitsverhältnis am 5.9.2016. In der 
Zeit vom 5.9.2016 bis zum 23.9.2016 besuchte der Arbeitnehmer 



eine Schulung und reiste dazu bereits am 4.9.2016 an. Die Reise- 
und Hotelkosten übernahm der Arbeitgeber. Mit einer Vereinbarung 
im Februar 2017 wurde das Arbeitsverhältnis bis zum 4.9.2018 ver-
längert. Nach Ablauf der Befristung erhielt der Arbeitnehmer keine 
unbefristete Stelle. Er war der Auffassung, dass das Arbeitsverhältnis 
nicht durch die Befristung bis zum 4.9.2018 beendet war.

Die LAG-Richter kamen zu dem Urteil, dass die Befristung hier um 
einen Tag überschritten war, da die Dienstreise am 4.9.2016 bereits 
Arbeitszeit war. Diese Überschreitung der Zwei-Jahresfrist um einen 
Tag führte dazu, dass mit dem Arbeitnehmer ein unbefristetes Ar-
beitsverhältnis bestand.

13. Nachträgliche Zulassung einer 
Kündigungsschutzklage

War ein Arbeitnehmer nach erfolgter Kündigung trotz Anwendung 
aller ihm nach Lage der Umstände zuzumutenden Sorgfalt verhin-
dert, die Klage innerhalb von drei Wochen nach Zugang der schrift-
lichen Kündigung zu erheben, so ist auf seinen Antrag hin die Klage 
nachträglich zuzulassen. 

Eine Klage nach der o. g. gesetzlichen Regelung ist jedoch nicht 
nachträglich zuzulassen, wenn ein Arbeitnehmer, der sich nicht nur 
vorübergehend im Ausland aufhält, nicht sicherstellt, dass er zeitnah 
von einem Kündigungsschreiben Kenntnis erlangt, das in einen von 
ihm vorgehaltenen Briefkasten im Inland eingeworfen wird.

In dem entschiedenen Fall war ein Arbeitnehmer in Katar tätig. Er 
hatte einen Bekannten beauftragt, an ihn adressierte Post zu sam-
meln und einmal im Monat zu ihm nach Katar zu schicken. Die Rich-
ter des Bundesgerichtshofs entschieden hier, dass der Arbeitnehmer 
kein Recht auf eine nachträgliche Klageerhebung hatte.

14. Befristung einer Arbeitszeiterhöhung

Häufi g ist die Angleichung der Arbeitszeit an die aktuelle Lebenssi-
tuation wünschenswert, z. B. nach der Rückkehr aus der Elternzeit. 
In einem dazu vom Bundesarbeitsgericht am 25.4.2018 ergangenen 
Urteil nahm eine in Vollzeit beschäftigte Verwaltungsangestellte 
nach der Rückkehr aus der Elternzeit eine 50%-Stelle an. Die Ar-
beitszeit wurde im Februar 2013 auf 75 % erhöht und bis Dezember 
2014 befristet. Die Arbeitnehmerin war der Auffassung, dass diese 
Befristung unwirksam war und damit die Arbeitszeit dauerhaft bei 
75 % liegen würde.

Die dem Teilzeit- und Befristungsgesetz zugrunde liegende Wer-
tung, dass der unbefristete Arbeitsvertrag der Normalfall und der 
befristete Vertrag die Ausnahme ist, gilt auch für die Vereinbarung 

des Umfangs der Arbeitszeit. Das unbefristete Arbeitsverhältnis soll 
dem Arbeitnehmer ein dauerhaftes Auskommen sichern und zu einer 
längerfristigen Lebensplanung beitragen. Für die Lebensplanung ist 
regelmäßig auch die Höhe des Einkommens maßgebend. Diese hängt 
u. a. vom Umfang seiner Arbeitszeit ab. 

Das schützenswerte Interesse des Arbeitnehmers an der unbefri-
steten Vereinbarung seiner Arbeitszeit wird umso mehr beeinträch-
tigt, desto größer der Umfang der vorübergehenden Arbeitszeitauf-
stockung ist. Daher bedarf die Befristung der Arbeitszeiterhöhung 
jedenfalls bei einem erheblichen Umfang besonderer berechtigter 
Belange auf Arbeitgeberseite. 

Eine Arbeitszeiterhöhung in erheblichem Umfang liegt i. d. R. nur 
dann vor, wenn sich das Aufstockungsvolumen auf mindestens 25 % 
einer entsprechenden Vollzeitbeschäftigung beläuft – wie im o. g. 
Fall. Somit war die Befristung der Stundenzahl unwirksam. 

15 Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
– Bauherrenhaftung

Nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz haftet ein Unternehmer, 
der einen anderen Unternehmer mit der Erbringung von Werk- oder 
Dienstleistungen beauftragt, für dessen Verpfl ichtung zur Zahlung 
des Mindestentgelts an seine Arbeitnehmer wie ein Bürge, der auf 
die Einrede der Vorausklage verzichtet hat. Dieser Haftung unterlie-
gen allerdings nicht Unternehmer, die lediglich als bloße Bauherren 
eine Bauleistung in Auftrag geben.

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hatte in einem Fall zu entschei-
den, in dem ein Bauherr auf einem ihm gehörenden Grundstück 
ein Einkaufszentrum errichten ließ, das er verwaltete und in dem 
er Geschäftsräume an Dritte vermietete. Für den Bau des Gebäudes 
beauftragte er einen Generalunternehmer, der mehrere Subunter-
nehmer einschaltete. Bei einem dieser Subunternehmer war ein Ar-
beitnehmer als Bauhelfer beschäftigt. Dieser Subunternehmer blieb 
ihm – trotz rechtskräftiger Verurteilung in einem Arbeitsgerichts-
prozess – Lohn schuldig. Über das Vermögen des Generalunterneh-
mers wurde zwischenzeitlich das Insolvenzverfahren eröffnet. 

Der Arbeitnehmer hatte deshalb wegen des ihm für seine Arbeit auf 
der Baustelle des Einkaufszentrums noch zustehenden Nettolohns 
den Bauherrn in Anspruch genommen und gemeint, auch dieser haf-
te nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz als Unternehmer für die 
Lohnschulden eines Subunternehmers.

Die Richter des BAG entschieden mit Urteil vom 16.10.2019, dass der 
Erbauer des Einkaufszentrums als bloßer Bauherr nicht der Bürgen-
haftung des Unternehmers nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
unterliegt.

Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: Oktober = 106,1; September = 106,0; August = 106,0; Juli = 106,2; Juni = 105,7;  
2015 = 100  Mai = 105,4; April = 105,2; März = 104,2; Februar = 103,8; Januar = 103,4 
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


